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Die öffentliche Ausschreibung von Vekehrs-
dienstleistungen –
Effizienzprobleme und Lösungen zur Gestal-
tung ergebnisoptimaler Vertragsbeziehun-
gen

Gernot Haider

1. Einleitung

Vertragsbeziehungen zwischen Verkehrsunterneh-
men (VU) und Aufgabenträgerorganisationen (AT)
zum Zweck der Bereitstellung von Verkehrsdienst-
leistungen mit nicht kostendeckenden Preisen, wer-
den auch in Österreich zunehmend auf Basis einer
Auktion eines zeitlich befristeten und exklusiven
Fahrtrechts abgeschlossen werden. Die Europäische
Kommission geht im Rahmen der neuen Nahver-
kehrsverordnung von einer solchen Ausschreibung
insbesondere im Regionalbusmarkt aus. Bislang
wurden die in Rede stehenden Verkehrsleistungen
des öffentlichen Personennah- und Regionalverkehrs
(ÖPNRV) von den zuständigen Aufgabenträgern
(Verkehrsverbünde und Gebietskörperschaften) über
eine Direktvergabe an den jeweiligen Inhaber einer
linienbezogenen Bedienungskonzession beschafft.
Aus Sicht der Europäischen Kommission sind damit
zusammenhängende Geldflüsse dann als beihilfen-
und wettbewerbsrechtlich unbedenklich einzustufen,
wenn diese im Rahmen eines Verkehrsdienstvertra-
ges die Gegenleistung für eine gemeinwirtschaftli-
che Personentransportleistung darstellen. Dieser
Vertrag regelt dabei die Modalitäten einer formalen
Bestellung als Hoheitsakt.

Der vorliegende Artikel entstand auf Grundlage
einer Diplomarbeit, eingereicht am Fachbereich
Finanzwissenschaft und Infrastrukturpolitik der
Technischen Universität Wien. Ausgehend von der
betriebswirtschaftlichen Wirklichkeit des ÖPNRV
sollten darin Erkenntnisse hinsichtlich möglicher
volkswirtschaftlicher (Effizienz-)Wirkungen derarti-
ger Ausschreibung generiert werden. Es hat sich
dabei gezeigt, dass durch die Analyse von wettbe-

werbs-, vertrags- und auktionstheoretischer Konzep-
te sowie einer Diskussion ihrer praktischen Anwend-
barkeit grundlegende und klare Aussagen getroffen
werden können. Die Arbeit wurde im Jahr 2007 mit
dem Peter-Faller-Nachwuchsförderungspreis der
Österreichischen Verkehrswissenschaftlichen
Gesellschaft ausgezeichnet.

2. Möglichkeiten und Folgen
verschiedener
Leistungsbeschreibung bei
Ausschreibungen

2.1 Die Definition des räumlichen
Leistungsumfanges als Spagat
zwischen Großbetriebsvorteilen und
Kleinbetriebsnachteilen

Die Produktion der Betriebsleistung im ÖPNRV ist
durch Größenvorteile kennzeichnet, die Durch-
schnittskosten sinken mit steigender Zahl der
bedienten Routen. Im Detail ergibt sich eine bessere
Auslastung bestimmter Produktionsfaktoren aus a.)
Agglomerations- und Nachbarschaftsvorteile (Dich-
tevorteilen), b.) Stochastischen Größenvorteilen
(bspw. durch produktiver Ausgleich von Nachfrage-
schwankungen mit steigender Betriebsgröße) sowie
c.) Vorteilen aus dem kleinsten gemeinsamen Vielfa-
chen (in Mindestkapazitäten und -Reserven gebun-
denes Kapital verliert mit steigender Betriebsgröße
relativ an Gewicht). Im Ergebnis lässt die Ausschrei-
bung einzelner Strecken Synergiepotenziale unge-
nützt und führt aus ökonomischer Sicht zu einer ver-
meidbaren Kostenvervielfachung. Es besteht daher
in Fachkreisen ein hohes Maß an Übereinstimmung,



dass daher nur Linienbündel1) und/oder Netze für
eine wettbewerbliche Vergabe in Betracht kommen.
Mit steigendem Leistungsumfang der Ausschreibung
erwachsen dem Besteller jedoch zwei grundsätzli-
che Herausforderungen, die in ihren Konsequenzen
bei der Entscheidung abzuwägen sind2):

Abbildung 1 verdeutlicht anhand einer hypotheti-
schen Ausschreibung diese netzspezifische Größen-
vorteile: Die Ausschreibung des Gesamtnetzes hat
sich als die kostengünstigste Variante herausgestellt,
wobei die Differenz zwischen der kostengünstigsten
Variante und der teuersten Variante (119 Einzelli-
nien) rund drei Millionen Euro (ca. 10 %-Punkte)
beträgt.

Abbildung 1: Zuschussbedarf für unterschiedlich
große Linienbündel (Region Minden-Herford)

Quelle: SIEBER, 2002

Einerseits begünstigen steigende Losgrößen auf-
grund kapitalintensiver Beschaffungen und Perso-
nalvorhaltungen solche VU, die von Betriebsgrößen-
vorteilen gekennzeichnet sind, da die damit verbun-
denen betriebsinternen Synergieeffekte sie in die
Lage versetzt, geringere Zuschussforderungen zu
stellen. Anderseits entstehen dadurch für VU in klei-
neren Betriebsgrößenklassen Marktzutrittsbarrieren,
deren Ursache in Kleinbetriebsnachteilen begründet

liegt. Selbst wenn für KMU-Betriebe die Kapital-
und Personalvorhaltung bewältigbar wäre, überstei-
gen große Vergabelose rasch die verfügbaren
Management- und Planungskapazitäten. Das Droh-
potenzial, die relativ zum Gesamtkapital hohen
Kosten für die Gebotserstellung als beziehungsspe-
zifische Investition versenken zu müssen, lassen
einen Marktzutritt unattraktiv erscheinen, oder füh-
ren überhaupt zu einem Markaustritt. Die Anbieter-
struktur durchläuft daher einen Konzentrationspro-
zess.

Mit zunehmender Größe der ausgeschriebenen
Linienbündel und Verkehrsnetze nimmt jedoch die
Wahrscheinlichkeit zu, dass die Anzahl der Bieter
die mindestoptimale Bieterzahl von drei unterschrei-
tet und die geringe Wettbewerbsintensität die Funk-
tionsfähigkeit des Wettbewerbs schwer beeinträch-
tigt. Die Varianz der gebotenen Preise sinkt. Gleich-

zeitig entstehen monopolistische Preissetzungsspiel-
räume, sodass der AT in zunehmendem Ausmaß in
Abhängigkeit marktmächtiger3) Unternehmen gerät
und sich mit steigenden Zuschussforderungen kon-
frontiert sieht. Die gezielte Förderung einer plurali-
stischen und dezentralisierten Marktform sowie eine
auch KMU-orientierte Unternehmenspolitik durch
ausgewogen große Vergabelose ist daher kein Selbst-
zweck der Besteller, sondern ein Instrument zur Auf-
rechterhaltung des Wettbewerbs.
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2.2 Aufgabenallokation zwischen dem
Besteller und dem Verkehrsunterneh-
men

Das Produkt ÖPNV-Dienstleistung entsteht auf drei
unterschiedlichen, in Tabelle 1 dargestellten Ent-
scheidungsebenen:

Tabelle 1: Entscheidungsebenen im ÖPNV

Quelle: nach LEHMANN, 2000, S. 41

Entscheidungen auf der strategischen Ebene werden
im Fall von nicht kostendeckenden Leistungen,
immer vom Staat wahrgenommen. Je nachdem, wel-
cher Vertragspartei die taktische Entscheidungsebe-
ne zugeordnet wird, kann im Ausschreibungsfall in
eine konstruktive oder in eine funktionelle Lei-
stungsbeschreibung unterschieden werden:

Bei der sog. konstruktiven Leistungsbeschreibung ist
ein konkreter Fahrplan, zu welchen die VU den Per-
sonal- und Fahrzeugeinsatz („operative Ebene“) bei
mehr oder wenige detaillierten Vorgaben zur Benut-
zeroberfläche (etwa Fahrzeuge, Dienstuniformen)
optimieren Gegenstand der Ausschreibung. Gegebe-
nenfalls werden den VU geringfügige Spielräume
auf der taktischen Ebene eingeräumt. In einer sol-
chen Konstellation wird das VU zu einem ausfüh-
renden Organ des Aufgabenträgers (vgl. ARNREI-
TER, 2005, S.150). SCHÖNBÄCK et al. (1997, S.
20) sehen in diesem Modell problematisch, dass die
VU lediglich als Zulieferbetriebe für die politischen
Entscheidungsträger als eigentliche ÖPNV-Produ-
zenten auftreten.

Bei der funktionalen Leistungsbeschreibung
beschränkt sich der Besteller in seinen Vorgaben auf
in der strategischen Ebene formulierten Funktionen
der gewünschten Verkehrsdienstleistung. Beispiele
dafür sind die Vorgabe von maximalen Fahrzeiten,
Mindestfrequenzen oder ein bestimmter Prozentsatz
der zu bedienenden Bevölkerung. Ferner wird der
Besteller von Einschränkungen hinsichtlich takti-
scher Fahrpreisentscheidungen Gebrauch machen.
Nicht also der politisch gewünschte Fahrplan zum

günstigsten Preis kommt beim Qualitätswettbewerb
zum Zug, sondern jenes Angebot, das unter Einbe-
ziehung eines unternehmerischen Sachverstandes
und Kosten-Nutzen-Kriterien beider Akteure den
insgesamt besten ÖPNRV verspricht.

Selektionskriterium bei der konstruktiven Leistungs-
beschreibung ist in der Regel nur der Angebotspreis,
aus den Geboten kann daher leicht eine transparente
Entscheidung abgeleitet werden. Es liegt ein Preis-
wettbewerb vor. Gebote auf Basis funktionaler Lei-
stungsbeschreibungen weisen mehrere Bietparame-
ter auf, die sich zudem in ihrer Qualität beträchtlich
unterscheiden können. Es liegt daher ein Qualitäts-
wettbewerb vor. Multidimensionale Angebote müs-
sen künstlich mit klaren und nicht diskriminierenden
Vergabekriterien in eindimensionale überführt wer-
den. Vorweg sei festgestellt, dass ein praktikables
und kostengünstiges Selektionsverfahren, welches
sich auch bei – von unterlegenen Bietern eingeleite-
ten – Nachprüfungsverfahren als juristisch belastbar
erweist, noch nicht aufgefunden ist. Die Theorie hat
auf Grundlage formalisierte Wertsynthesen ökono-
mischer Bewertungsmethoden einige Ansätze dazu
entwickelt. Die Methode, mit nutzwertanalytischen
Zielerreichungsgraden zu einer gewichteten Punkte-

Der Öffentliche Sektor - Forschungsmemoranden

Heft 3/2008 3



bewertung zu gelangen, ist gegenüber dem Vorwurf
der Willkür sehr anfällig, aber vergleichsweise ein-
fach durchführbar. Aus ökonomischer Sicht ist eine
Monetarisierung der einzelnen Angebotsparameter
zu bevorzugen. Während jedoch etwa für Reisezei-
ten Bewertungssätze auf Basis von Zahlungsbereit-
schaften der Nutzer vorhanden sind, gilt dies für Kri-
terien wie etwa Komfort, Sauberkeit und Sicherheit
derzeit nicht. Die Methode ist zwar ausgereift, aller-
dings bedürfe es hinsichtlich dieser Kriterien für den
ÖPNRV noch beträchtlichen Grundlagenforschung.

3.Risikomanagement und
Anreizsteuerung bei der Aus-
schreibung von Verkehrsdienst-
leistungen
3.1 Ökonomische Natur einer Auftrag-
geber-Auftragnehmer-Beziehung und
daraus abgeleitete Anforderungen an
die öffentliche Beschaffung von Trans-
portdienstleistungen

In der ökonomischen Theorie werden die für arbeits-
teilige Volkswirtschaften charakteristischen Auf-
tragsbeziehungen zwischen Wirtschaftssubjekten,
anhand eines Prinzipal-Agent-Verhältnisses analy-
siert. Ein Prinzipal (hier ein öffentlicher Aufgaben-
träger) beauftragt vertraglich einen Agenten (ein
Verkehrsunternehmen) mit der Erfüllung der Aufga-
be, eine Verkehrsdienstleistung zu erstellen. Dabei
wird von disharmonischen Zielen ausgegangen.
Während das VU gewinn- und rentabilitätsmaximie-
rende Zielen verpflichtete VU ist, möchte der Prinzi-
pal bei möglichst geringem Einsatz öffentlicher
Mittel eine höchstmögliche Produkt- bzw. Dienstlei-
stungsqualität erhalten. Der Aufgabenträger ist hin-
sichtlich seiner Zielgrößen vom Anstrengungsnive-
au, der Leistungsfähigkeit und den Fähigkeiten des
VU im Allgemeinen abhängig. Das VU verfügt
zudem über den besseren Informationsstand hin-
sichtlich dieser sachverhaltsspezifischen Eigen-
schaften. Da prohibitiv hohe Informationskosten
eine Angleichung des Informationsstandes zwischen
den Vertragspartner AT und VU behindern, entsteht
eine asymmetrische Informationsverteilung. Das VU
ist daher in der Lage, diese zu seinen Gunsten zu
nutzen und im Rahmen des mehrjährigen Auftrags-
verhältnisses eine zusätzliche Rente zu erzielen.

Bei Erfahrungs- und Vertrauensgütern wie dem
ÖPNRV wird die Gefahr des Ausnützens von Infor-
mationsasymmetrien als mittel bzw. hoch einge-

schätzt. Dabei ist zu differenzieren, ob diese Gefah-
ren vor oder nach Vertragsabschluss auftreten.
Abbildung 2 stellt diese Problematik sowie die in der
Theorie und Praxis entwickelten Ansätze zur Imple-
mentierung ergebnisoptimaler Entlohnungsverträgen
zusammenfassend dar.

Vor Vertragsabschluss führen mangelhafte Informa-
tion über die Eigenschaften des VU dazu, dass dem
AT nicht bekannt ist, mit welchem VU ein Kosten-
minimum und Qualitätsmaximum erzielt werden
kann. Dabei besteht die Gefahr der Auswahl eines
unerwünscht schlechten VU (adverse selection).
Praktisch kann der Besteller dieses Risiko durch sig-
nalling und screening mindern. Während sich der
Besteller beim sreening selbst – etwa durch Infor-
mationsaustausch mit andern Bestellern – eine höhe-
re Urteilskraft über die Leistungsfähigkeit der bie-
tenden VU beschafft, wird dieses beim signalling
aufgefordert, durch Zertifikate, Gütesiegel, Mit-
gliedschaften und Garantien die finanziell-techni-
sche und qualitative Leistungsfähigkeit offen zule-
gen4).

Nach Vertragsabschluss könnte sich ein VU opportu-
nistisch verhalten, indem es Spielräume aus unvoll-
ständig definierten5) und hinsichtlich ihres Zielerrei-
chungsgrades nicht beobachtbare Vertragsinhalte zu
seinen Gunsten nutzt. Eine wesentliche Behebungs-
möglichkeit besteht in einem gezielten Vertragsmo-
nitoring, welches vor allem immer dann einzusetzen
ist, wenn dem VU nicht auch das Erlösrisiko über-
tragen wurde (siehe 3.2.3). Monitoring ist im Öffent-
lichen Verkehr immer im Zusammenhang mit der
Angebotsqualität relevant6). Disharmonische Ziele
in der Auftragnehmer-Auftraggeber werden immer
durch eine Interessensangleichung im Sinne einer
Beteiligung oder gänzlichen Übertragung des aus
der marktlichen Verwertung resultierenden Erlösrisi-
kos ausgeglichen – jedoch häufig aufgrund der uner-
giebigen Nachfrage nicht gänzlich beseitigt.

Ferner könnte ein VU sowohl die Gefangenheit des
Bestellers in seiner Leistungsverantwortung als auch
seine getätigten Investitionen in das Vergabenver-
fahren ausnützten, um mit diesen in Nachverhand-
lungen über eine Aufbesserung einzutreten. Der
Besteller kann diese einseitige Abhängigkeit in eine
wechselseitige Interessensangleichung verwandeln,
indem er praktisch einen Teil des Leistungsentgeltes
in Gestalt eines Pfandes, einer Bürgschaft oder von
Gegengeschäften und Abnahmegarantie „in Geisel-
haft nimmt“. Da eine schlechte Reputation die Aus-
sicht auf kommende Aufträge für das VU mindert,
kann der Besteller auch drohen, im Fall von Nach-
verhandlungen Einflussnahme auf die Reputation
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des VU zu nehmen. Praktisch spielt diesbezüglich
Benchmarking eine zentrale Rolle7).

Abbildung 2: Anreize eines Verkehrsunternehmens
sowie Risken und Behebungsstrategien für den Auf-
gabenträger im Rahmen der öffentlichen Beschaf-
fung von Verkehrsdienstleistungen

Quelle: eigene Darstellung (2008)

3.2 Risken der Fahrleistungsproduk-
tion und ihre Allokation im Ausschrei-
bungswesen

Investitionsrisik-Restwertrisiko

Anstrengungen zu höherer produktiver und qualitati-
ver Effizienz resultieren im Ausschreibungswettbe-
werb aus der Rivalität der Bieter im und der Antizi-
pation regelmäßig wiederkehrender Vergabeverfah-
ren. Längere Vertragslaufzeiten setzten diesen Funk-
tionsmechanismus daher außer Kraft. Die buchhalte-
rischen und tatsächlichen betrieblichen Nutzungs-
dauern von Investitionsgütern (insbesondere Fahr-
zeugen) im ÖPNRV sind jedoch deutlich länger als

die wettbewerbsoptimalen, kurzen Vertragsdauern8).
Den Betreibern ist dabei in der Regel nicht bekannt,
ob nach Vertragsende eine alternative Verwendungs-
möglichkeit für das im Fuhrpark gebundene Kapital
zur Verfügung steht. Investitionen stellen daher
einen Risikofaktor für den Betreiber dar, da sie zu
irreversiblen Kosten werden können:

* Werden der Neu(-Ausschreibung) keine spezifi-
schen Anforderungen an die konkrete Beschaffen-
heit der Fahrzeuge zugrunde gelegt, ist der altein-
gesessene Betreiber stets im Wettbewerbsvorteil,
da er in der Lage ist, Anbote unterhalb seiner
Durchschnittskosten zu kalkulieren und gegenü-
ber Wettbewerbern eine Markteintrittsbarriere
aufzubauen. Zusätzlich kann durch die Ausschrei-
bung ein suboptimales Investitionsniveau verur-
sacht werden.

* Ist jedoch aufgrund geänderter Präferenzen der
Besteller eine Neubeschaffung des Fuhrparks
unumgänglich, wird ein rationelles VU das Rest-
wertrisiko in Gestalt höherer Entgeltforderungen
an den Betreiber weitergeben. Die Folge kann ein
(volkswirtschaftlich) suboptimal hohes Investi-
tionsniveau und eine gesamtwirtschaftlich ver-
meidbare Kostenerhöhung sein.
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Die Tabelle 2 gibt einen Überblick über die ver-
schiedenen, in Theorie und Praxis entwickelten
Lösungsmöglichkeiten des Restwertproblems.

In einer verbalen Gesamtinterpretation der Wirkun-
gen kann aus volkswirtschaftlicher Sicht ausschließ-
lich eine Bereitstellung durch Markttransaktionen
empfohlen werden. Sowohl der obligatorische
Eigentumtransfer als auch die Poollösung führen
langfristig zu gravierenden Informationsverlusten
über die Bieter und einer unnötig hohen Regulie-
rungsdichte. Letztere stellt überhaupt eine Quasi-
Verstaatlichung von Unternehmensfunktionen dar.
Die bisherigen Erfahrungen haben jedoch Hoffnun-
gen zu einer Fahrzeugbeschaffung über Leasing-
und Mietgeschäften eher enttäuscht, sodass aus heu-
tiger Sicht der Eigentumtransfer als geringeres Übel
verbleibt. Möglicherweise bringt die Umsetzung der
neuen europäischen Nahverkehrsverordnung eine
dynamischere Entwicklung von Miet- und Leasing-
geschäften mit sich.

Produktionsrisiko

Für das Betriebsergebnis relevante Preissteigerun-
gen für Fahrzeuge, Personal, Energie sowie im
SPNV zusätzlich das Infrastrukturbenützungsentgelt
können im ÖPNV ein Produktionsrisiko begründen.

Ganz allgemein, sind diese im verhältnismäßig gut
kalkulierbar, das Produktionsrisiko kann daher dem
VU voll angelastet werden.

Allerdings verbleiben Unsicherheiten hinsichtlich
der Entwicklung der Faktorpreise, die auf exogene
Einflüsse auf die Zuliefermärkte (insbesondere
Lohn-, Energie- und Trassenpreise) zurück zuführen
sind. In mehrjährigen Vertragsbeziehungen werden
diese von den Verkehrsunternehmen in Gestalt einer
Risikoprämie in der Angebotskalkulation antizipiert,
deren Höhe vom Ausmaß der Risikoaversion und der
jeweiligen Bietstrategien abhängt. Da den VU eine
größere Risikoaversion unterstellt wird als dem
Besteller, erscheint zwecks höherer Planbarkeit und
Transparenz der Kostensteigerungen eine vertragli-
che Vereinbarung über Kostenelementklauseln als
praktikabel (vgl. BORRMANN, 2003, S. 164 f.).
Aufwandsminimal sind dabei Kostenindizes nur für
die wertmäßig relevante Inputfaktoren sowie auf-
grund der geringen regionalen Streuung die Verwen-
dung von national einheitlichen Kostenindizes.

Tabelle 2: Behebungsmöglichkeiten des Restwertri-
sikos bei Ausschreibungen im ÖPNRV durch den
Besteller mittels unterschiedliche Bereitstellungsva-
rianten. Quelle: eigene Darstellung 2008
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Erlösrisiko

Wie bereits festgestellt, stellt das mit dem Absatz der
angebotenen Personentransportleistung verbundene
Erlösrisiko innerhalb der Prinzipal-Agent-Bezie-
hung zwischen VU und Besteller das wirkungsvoll-
ste Instrument zur Interessensangleichung disharmo-
nischer Ziele dar. Dies gilt unter der Bedingung, dass
das Verhältnis Qualitätsvariation/Fahrscheinerlöse
Anreize aussendet, dass Anstrengungsniveau in
Richtung kunden- und qualitätsorientiertem Verhal-
ten zu steigern, ohne dass es einer stetigen Regulie-
rung durch den Besteller in Gestalt eines Vertrags-
monitorings bedarf. Das Erlösrisiko kann einem VU
dann angelastet werden, wenn

* es über eine ausreichende Planungsautonomie
bezüglich der angebotenen Qualität9) und Menge
des Verkehrsangebots verfügt. Andernfalls wür-
den Angebotsentscheidung und Folgenverantwor-
tung auseinander fallen, denn das VU kann auf-
grund externer Planungseffekte einen Teil seiner
Fahrscheinerlöse nicht kontrollieren. Ergebnis
wären hohe Risikozuschläge in den Entgeltforde-
rungen;

* die Nachfrage eine entsprechende Reaktionsver-
bundenheit aufweist, d. h. sie ist qualitätsela-
stisch, da ein hinreichender Anteil der Kunden
wahlfrei reist.

Womit ist zu rechnen, wenn dem VU das Erlösrisiko
nicht angelastet wird (oder kann)? Da Da Qualitäts-
erhöhungen stets mit steigenden Durchschnittsko-
sten verbunden sind, besteht solange ein Interesse an
einer Qualitätserhöhung, solange gute Leistungen
durch steigende Gewinne belohnt und Fehlleistun-
gen durch schrumpfende Gewinne bestraft werden.
Sofern die erbrachte Leistung nicht beobachtbar ist
(oder beobachtet wird) ist das VU in einer solchen
Konstellation jedoch in der Lage, durch Qualitäts-
senkungen die Kosten zu senken und höhere Gewin-
ne zu lukrieren, ohne dass damit ein wirtschaftliches
Risiko verbunden wäre10). Ein solches Verhalten
wird als qualitätsmindernder Opportunismus zu
Lasten des Bestellers11) bezeichnet. Ausgleichend
bedarf es dann einer Regulierung durch den Bestel-
ler in Gestalt eines Vertragsmonitorings.

3.3 Möglichkeiten und Grenzen ver-
traglicher Arrangements für Bestellun-
gen im Rahmen der öffentlichen Aus-
schreibung

Je nachdem, ob nun dem Besteller oder dem VU das
Erlösrisiko angelastet wird, werden folgende beiden
Grundformen des Verkehrsdienstevertrages unter-
schieden:

* Verbleiben die Fahrscheinerlöse (das Erlösrisiko)
beim Besteller, liegt eine Bruttobestellung (Brut-
tovertrag) vor. Das VU erhält für die Vertragsdau-
er ein bindendes, fixes Entgelt für die Erstellung
einer vom Besteller im Detail festgelegten Ange-
botsqualität (vgl. Abbildung 3). Nach SCHÖN-
BÄCK et al. (1997, S. 41) werden die Bieter die
Entgeltforderung (=den Angebotspreis) im Aus-
schreibungsverfahren knapp über den Vollkosten
(kalkulierte Kosten einschließlich einer mehr
oder weniger angemessenen Rendite) ansetzten,
um im Wettbewerb konkurrierender Angebote
bestehen zu können. Den Zuschlag erhält jenes
Verkehrsunternehmen mit der geringsten Preis-
forderung für das ausgelobte Leistungsvolumen.

* Wird dem VU das Erlösrisiko übertragen, liegt
eine Nettobestellung (Nettovertrag) vor. Im Ver-
gabeverfahren rivalisieren die VU um einen fixen
Zuschuss für das sich aus ihrer Sicht aus dem aus-
lobten Verkehrsangebot ergebende Defizit.
Grundlage dafür sind die von den VU erwarteten
Fahrscheinerlöse in Abhängigkeit der von ihnen
festgelegten Angebotsparametern (vgl. Abbildung
4).

Die beiden dargestellten Verfahren stellen Grundfor-
men dar. In der Praxis der Besteller hat sich jedoch
gezeigt, dass eine Verengung auf die eine oder ande-
re Form nicht zu den gewünschten Ergebnissen
führt, da die Rahmenbedingungen für einen Netto-
vertrag meist nicht gegeben und der Kontrollauf-
wand als Resultat des Bruttovertrages enorm ist.
Zwischen diesen Grundformen haben sich unter dem
Überbegriff des Anreizvertrages daher Hybridfor-
men etabliert, die den aus einem Verkehrsdienstver-
trag erwirtschafteten Erlös des VU vom Anstren-
gungsniveau und vom Gesamterlös des AT abhängig
machen. Dabei werden in der Regel messbare Min-
derleistungen monetär bestraft und/oder Übererfül-
lungen belohnt. In weiterer Folge werden die Gren-
zen und Einsatzmöglichkeit des einen oder anderen
Vertragstyps aus ökonomischer Perspektive disku-
tiert.
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Abbildung 3: Ausschreibung nach dem Bruttobestellverfahren

Quelle: eigene Darstellung, 2008

Abbildung 4: Ausschreibung nach dem Nettobestellverfahren

Quelle: eigene Darstellung, 2008

Nachfragebezogenes Marktumfeld

Bei einem hohen Anteil nicht wahlfreier Kunden („captive riders“) kann die Nachfrage als tendenziell (qua-
litäts-) unelastisch bezeichnet werden. Die zu geringe Reaktionsverbundenheit der Nachfrage auf Qualitäts-
steigerungen in diesen zumeist ländlich-peripheren Gebietstypen setzt den Steuerungsmechanismus des Net-
tovertrags außer Kraft. Je gemeinwirtschaftlicher der Charakter der Verkehrsleistung ist, desto höher muss die
Planungs- und Risikobeteiligung des AT sein und desto unzweckmäßiger und ineffizienter wird die Aus-
schreibung auf Nettozuschussbasis. Sind die zu vergebenden Verkehrsleistungen durch die Topografie gut
abgrenzbar, weil etwa durch Talschaften gebündelt sowie der Tourismus bedeutend, scheint das Nettoprinzip
erfolgreich durchsetzbar zu sein. Dies wäre in Österreich innerhalb des Alpenbogens der Fall. Nettobestel-
lungen auf Grundlage innovativer unternehmerischer Leistungsplanung sind wohl auch in einigen Zentral-
räumen denkbar, erforderten aber aufgrund von Parallelinfrastrukturen (Bahn-Bus) vorzugsweise multimoda-
le Konzession für vglw. große Vergabelose, um Risikozuschläge der Bieter aufgrund von Externalitäten zu
vermeiden.
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Unternehmerisches Marktumfeld

Um im Wettbewerb bestehen zu können, müssen
beim Nettobestellverfahren die am betrachteten
Markt teilnehmenden Unternehmer fachlich-plane-
risch in der Lage sein, durch eine Orientierung am
Kunden die Erlöse zu maximieren. Aufgrund der
historischen Entwicklung und insbesondere in
Zusammenhang mit der Dominanz der als Eigen-
wirtschaftlichkeit bezeichneten Zwangsbeförderung
von Schülern ist dies in Österreich nur teilweise der
Fall. Nur wenige Anbieter verfügen über die erfor-
derlichen Planungskapazitäten und Kompetenzen. In
einer solchen Konstellation stellen sich die VU als
auch Besteller wohl mit Bruttobestellungen besser.
Schlechte Erfahrungen der Besteller mit den beob-
achteten Leistungen und der Innovationskraft der
VU lassen in Österreich tendenziell Ausschreibun-
gen auf Bruttobestellbasis erwarten.

Wettbewerbsintensität

Bei Ausschreibungen auf Bruttobestellbasis kann –
vorausgesetzt die Vergabelose weisen eine moderate
Größe auf – bei einer hohen Bieterzahl unter Betei-
lung von KMU ein intensiver Preiswettbewerb
erwartet werden. Die (prohibitiv hohen) Planungs-
kosten beim Nettoprinzip ist für KMU-Betriebe eine
Marktzutrittshürde, die Gefahr, dass diese irreversi-
bel werden, lassen tendenziell einen Marktzutritt
(oder einen Verbleib auf dem Markt) als unattraktiv
erscheinen. Da die Übernahme des Erlösrisikos
Kenntnisse über die Erlösstruktur und die Nachfrage
in der jeweiligen Region voraussetzt, haben diese
Informationen einen strategischen Wert für den ein-
gesessenen Betreiber, der dadurch über einen Wett-
bewerbsvorteil verfügt. Daraus folgt, dass die Wett-
bewerbsintensität beim Nettozuschussverfahren
gering ist, denn die Markteintrittskosten sind hoch,
die Vertragslaufzeiten lang und das Altunternehmen
im Vorteil.

Die VU als wechselseitig abhängige Teammitglieder

Für die ÖV-Kunden ist das Gesamterscheinungsbild
des ÖPNV-Systems relevant. Die von ihnen benütz-
ten und zumeist von unterschiedlichen Unternehmen
bedienten Einzelstrecken der gesamten Transport-
kette stellen aus Kundensicht daher komplementäre
Güter dar. Aus betriebswirtschaftlicher Sicht sind die
Erfolgssummen der einzelnen VU im Netz nicht
voneinander separabel, vielmehr hängt ihr Grenzer-
trag vom Aktivitäts- bzw. Qualitätsniveau
(Anschlusssicherheit, Komfort, Bedienungshäufig-

keit usw.) mindestens eines anderen VU im betrach-
teten Netz ab. Die ökonomische Theorie begreift den
öffentlichen Verkehr daher als eine Team-Produktion
(vgl. BORRMANN, 2003, S. 167). An den Verknüp-
fungspunkten zu den Netzen anderer Betreiber treten
durch die Teamproduktion pekuniäre externe Effek-
te auf, die den Erlös des eigenwirtschaftlich han-
delnden Betreibers entweder positiv oder negativ
beeinflussen.

Bei bruttobestellten Verkehrsdienstleistungen sind
diese Interdependenzen zunächst irrelevant, da ja die
erzielten Erlöse für den Betreiber nicht entschei-
dungsrelevant sind uns sich der diese zu einen einzi-
gen Gesamterfolg beim Besteller aufsummieren. Für
nettobezuschussten Verkehrsdienstleistungen stellen
diese jedoch ein Wagnis dar und/oder es bestehen
systematische Anreize, Verkehre außerhalb des eige-
nen Netzes räumlich, zeitlich und preislich zu kon-
kurrenzieren. Grundsätzlich kann davon ausgegan-
gen werden, dass diese Wagnisse12) eines nettobe-
stellten VU in der Zuschussforderung in Gestalt
einer Risikoprämie internalisiert sind. Um diese
jedoch in ihrer Höhe zu begrenzen, sollen Nettover-
träge nur im Falle gut abgrenzbarer Verkehrsräume
mit geringem Verflechtungsgrad angewendet wer-
den, sodass externe Effekte vermieden werden kön-
nen. In die Linienbündelung sollen (im Idealfall
auch multimodal) alle Routen mit Nachfrageinterde-
pendenzen zusammengefasst und die Schnittstellen
zu benachbarten Teilnetzen minimiert werden. Die
Topografie wirkt dabei unterstützend. Komplexe
Agglomerationsverkehre sind mit konstruktiven Lei-
stungsbeschreibungen und Bruttobestellungen der-
zeit effizienter zu bewältigen.

Konflikte auf Ebene der Verkehrsverbünde als Stan-
dardisierer des ÖPNV-Angebots

In Österreich sind bundesweit Verkehrsverbünde
tätig, die die wesentlichen Gestaltungsparameter des
ÖPNRV (Angebotsdichte, Fahrpreis, Benutzerober-
fläche, Marketing usw.) festlegen. Aus vertragstheo-
retischer Sicht stellt ein solcher Verkehrsverbund
eine langfristige vertragliche Franchise-Beziehung
zwischen dem Verkehrsverbund als Franchise-Geber
und mehreren rechtlich selbstständigen VU als Fran-
chise-Nehmern (vgl. BORRMANN, 2003, S. 172),
dar. Der Verkehrsverbund entwickelt dabei ein stan-
dardisiertes Systemprodukt13) innerhalb des Bedie-
nungsgebiets, das die Franchise-Nehmer verpflich-
tend übernehmen und am Markt absetzten.

Nettoverträge können mit der standardisierten Ver-
kehrsverbundoberfläche leicht in Konflikt geraten.
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Konsequenterweise sollten nettobestellte VU durch
größeren unternehmerischen Spielraum in der Lage
sein, ihre Erlöse zu maximieren um so mit möglichst
geringen Zuschussforderungen im Wettbewerb zu
bestehen. Es könnte daher eine Situation eintreten, in
der die VU für eine ökonomisch sinnvolle, aber poli-
tisch wenige opportune Spitzenlastbepreisung oder
eine effiziente Preisdifferenzierung im Allgemeinen
eintreten. Derartige betriebsindividuelle Optimie-
rungen von Struktur und Höhe des Fahrpreises könn-
ten daher eine Erosion der verpflichtenden (und
bewährten) Verbundtarife bewirken, auch wenn
bezüglich der Preisgestaltung keine Gestaltungsfrei-
heiten eingeräumt wurden. Da unterschiedliche
Preissysteme im Verbundgebiet zu Spannungen füh-
ren werden, ist grundsätzlich nur eine verbundweite
Weiterentwicklung der Fahrpreise denkbar. Die
Anforderungen an den Genauigkeitsgrad der Ein-
nahmenaufteilung würde bei Nettozuschussbestel-
lungen mit Sicherheit ansteigen, möglicherweise
jedoch auch die Bereitschaft zu Finanzierungsbeiträ-
gen für genauere Meßsysteme. Weitere Konflikte
können sich ergeben, wenn das eigenverantwortlich
planende VU von der Cooperate Identity des Ver-
kehrsverbundes oder von den Vorlieben der Bestel-
lerorganisation abweichende Ideen entwickelt (z. B.
Fahrplanlayout, Marketing, Gestaltung der Fahrzeu-
ge).

Umgekehrt kann die einfache Durchsetzbarkeit von
Standards bei Bruttobestellleistungen mit ihren kon-
struktiven Leistungsbeschreibungen als ihr wesent-
licher Vorteil assoziiert werden. Dies gilt zumindest
solange, solange der immanente Anreiz zu qualitäts-
mindernden Opportunismus wirkungsvoll hintange-
halten werden kann. Da gilt, dass der Gesamterfolg
des ÖPNV-Systems von den Leistungen aller Fran-
chise-Nehmer VU abhängt, führt nicht systemopti-
males Verhalten zu einer Minderung des durch den
Verkehrsverbund generierten Mehrwerts, bzw. sei-
nes Kapitals. Mindestoptimal kann daher nur eine
anreizorientierte Entlohnung des bruttobestellten
VU sein.

Politischer Handlungsspielraum

Eine konsequente Einführung des Nettoprinzips
erfordert eine stärkere Öffnung gegenüber einem
eigenständigen Unternehmensauftritt. Politische
Nutzenkalküle im Zusammenhang mit gemeinwirt-
schaftlichen Leistungen des ÖPNV treten bei Netto-
verträgen zugunsten von Marktentscheidungen ten-
denziell in den Hintergrund. Dies gilt umso mehr,
umso mehr Gestaltungsfreiheiten den VU einge-

räumt werden. Allerdings wird ein Mindestmaß an
einheitlichen Gestaltungsfestlegungen seitens der
VU zu akzeptieren sein. Trotzdem dürften Bruttobe-
stellungen der politisch-bürokratischen Mentalität
eher entsprechen als der Nettovertrag, mit dem ten-
denziell eine Furcht vor Verlust von politischen
Handlungsspielräumen einhergeht.

Einsparungspotenziale unter Einbeziehung der
Transaktionskosten für das Verfahren

Einsparungspotenziale durch mehr Wettbewerb soll-
ten grundsätzlich immer "Netto" (absolute Einspa-
rung abzgl. Verwaltungs- und Kontrollaufwand)
betrachtet werden. Die Vorteilhaftigkeit der Brutto-
oder Nettobestellung bezogen auf realisierbare Ein-
sparungspotenziale ist heute nur unter Plausibilitäts-
überlegungen möglich, da auf Daten gestützte Ana-
lysen gänzlich fehlen.

Bei der Ausschreibung auf Bruttobestellbasis kön-
nen die hohe Wettbewerbsintensität und die einfache
Zuschlagsentscheidung auf Basis des kostengünstig-
sten Angebot als Potenziale für Einsparungen von
Bestellergeldern angeführt werden. Aufgrund der
geringen Wettbewerbsintensität und aufwendiger
Methoden zur Entscheidungsfindung ist dies bei
Ausschreibungen auf Nettozuschussbasis genau
umgekehrt. Dies gilt zumindest solange ein rechtlich
einwandfreies und standardisierbares Verfahren zur
Selektion qualitativ unterschiedlicher Angebote
nicht aufgefunden ist. Die Notwendigkeit, für die
Bruttobestellungen entsprechende Ressourcen für
die Entwicklung, Verkehrsplanung und Qualitäts-
kontrolle, im Extremfall sogar für die Bereitstellung
des Fuhrparks, bereitstellen zu müssen, treibt jedoch
die Kosten für den öffentlichen Auftraggeber in die
Höhe. Umgekehrt wird ein nettobestelltes VU sämt-
liche Risikofaktoren im Angebotspreis berücksichti-
gen und an die Besteller weitergeben.

Insgesamt ergibt sich also kein eindeutiges Bild. Aus
Plausibilitätsüberlegungen heraus wird hier jedoch
die Ansicht vertreten, dass mit Ausschreibungen auf
Nettozuschussbasis tendenziell eine Qualitätserhö-
hung bei gleich hohem Zuschussbedarf wie vor Erst-
ausschreibung erwartet werden kann.

3.4 Zusammenfassende Beurteilung
der Bruttobestellung

Der Bruttobestellung als Bestellverfahren lastet der
Ruf an, die mit dem öffentlichen Verkehr beauftrage
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Behörde betätige sich als Verkehrsunternehmen und
nehme im Extremfall der Fahrzeugpools gar den
Schraubenzieher gleich selber in die Hand. Am
Markt herrscht Skepsis, ob der politisch gewünschte
Fahrplan auch der für die Allgemeinheit kostengün-
stigste sein kann. Mit Blick auf die Bruttobestellun-
gen auf skandinavischen Märkten wird insbesondere
seitens unternehmerischer Interessenvertretungen
das Bild eines freien Unternehmertums bemüht, wel-
chem dadurch Freiheitsgrade hinsichtlich ihrer
"marktinitiierten Angebote" genommen würden. Die
Unternehmen würden zu "Lohnkutscher" degradiert
und der öffentliche Verkehr bürokratisiert und ver-
staatlicht. Welche Feststellungen können nun aus
Theorie und Praxis getroffen werden?

* Gegenüber einem ausgeschriebenen Fahrplan
bestehen kaum Spielräume, die Umlauf- und Per-
sonaleinsatzplanung zu optimieren14). Freilich
kann dagegen eingewendet werden, dass die
moderne Verkehrsplanung auch im Fall externer
Planungsaufträge durchwegs in der Lage sei, den
Personal- und Fahrzeugeinsatz ressourcenscho-
nend zu planen. Allerdings gilt, dass einzig das
VU über darüber hinausgehende Kenntnisse
betriebsindividueller Optimierungsmöglichkeiten
verfügt. Die Folge ist ein gravierender Informa-
tionsverlust zu Lasten der allokativen und pro-
duktiven Effizienz der Ausschreibung.

* Weitere schwerwiegende Informationsverluste
treten durch die starke Informationsgeneralisie-
rung der betriebswirtschaftlichen Konsequenzen
der (staatlichen) Angebotsentscheidung in der
Gebotshöhe ein. Entscheidungen und Konsequen-
zen fallen dann in unterschiedlichen Rechnungs-
kreisen an, daher gehen von Marktssignalen nur
noch minder spürbare Anreize aus, die gesetzten
Maßnahmen zu korrigieren, weil gegenüber dem
politisch gelenkten Aufgabenträger als regionalen
Angebotsmonopolisten Verluste nur eine geringe
Drohwirkung entfalten15). Daraus folgt, dass
anstelle der betriebswirtschaftlichen, die gemein-
wirtschaftliche Motivation an Gewicht gewinnt
(vgl. SCHÖNBÄCK et al., 1997, S. 20). Ange-
botsentscheidungen werden daher tendenziell auf
Grundlage ihrer politischen Opportunität und zu
Lasten von Budgetrestriktionen getroffen.

* Schließlich harmonisiert die Bruttobestellung
nicht mit dem Planungsprinzip der Nachhaltig-
keit. Da die VU eigene Planungsressourcen weg-
rationalisieren würden, können diese Eigenschaf-
ten und Fähigkeiten nicht mehr nutzbar gemacht

werden, sollten zu einem späteren Zeitpunkt
andere Ausschreibungsverfahren angewandt wer-
den (können), weil sich die Vorraussetzungen
geändert haben.

Offenbar unterstützen ökonomische Argumente das
Bild des mit der Bruttobestellung assoziierten ineffi-
zienten Behörden-ÖPNRV. Allerdings wäre zumin-
dest mit Blick auf die gegenwärtigen Verhältnisse
am österreichischen Markt aufzurufen, „die Kirche
im Dorf zu lassen“. Die subventionierte Zwangsbe-
förderung von Schülern ist wenig angetan, als markt-
initiiertes Angebot bezeichnet zu werden. Überhaupt
sind den VU mit der priviligierten (Monopol-)Stel-
lung im Rahmen des konzessionsrechtlich mög-
lichen sowie die garantierten Alteinnahmen als Ein-
stiegsanreiz in den Verkehrsverbund kundenorien-
tierte und innovatorische Ansätze abhanden gekom-
men. Vor dem Hintergrund schlechter Erfahrungen
der Besteller dürfte es kaum noch verwundern, wenn
diese von der Möglichkeit größtmöglichsten Gestal-
tungsfreiheit zu ihren Gunsten Gebrauch machen.

4. Endogene Effizienprobleme
der Ausschreibung

4.1 Submissionskartelle

Die öffentliche Auftragsvergabe durch eine Aus-
schreibung gilt gegenüber einer Kartellbildung als
besonders anfällig. Submissionskartelle stellen einen
weiteren opportunistischen (preissteigernden) Ver-
haltensanreiz für VU dar. In der Regel einigen sich
die Kartellmitglieder auf einen Bieter, der die Aus-
schreibung gewinnen soll, indem die verbleibenden
Bieter Anbote mit überhöhten Preisforderungen ein-
reichen, den vorgesehenen Gewinner jedoch über-
treffen. Der Kartellgewinn wird dann entsprechend
den Vereinbarungen unter den Kartellmitgliedern
verteilt, indem diese etwa im Rahmen von Subauf-
tragsverkehren die Gewinnverteilung verdecken.
Kartellbildungen führen zu einem gesamtwirtschaft-
lichen Wohlfahrtsverlust, indem eine zusätzliche
Subvention erzwungen wird.

In welchem Ausmaß können nun die Aufgabenträger
des Öffentlichen Verkehrs erwarten, derartigen
Unternehmenskooperationen zu eigenen Lasten
gegenüberzustehen? Kartelle beruhen auf Verhand-
lungen und rücken daher die in der Transaktionsko-
stentheorie zentrale Variabel der Verhandlungsko-
sten in den Mittelpunkt, die aus Sicht der Verhand-
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lungspartner minimal sein sollen. Die kartellbezoge-
nen Verhandlungskosten sind umso niedriger, je

* geringer die Anzahl der Teilnehmer am betrachte-
ten Markt ist;

* je regelmäßiger und beobachtbarer die Ergebnisse
der Transaktion (=der Ausschreibung) sind;

* je geringer und einfacher die zu verhandelnden
Strategieparameter (der Zuschlagskriterien) sind;

* je symmetrischer die Produktionskostenfunktio-
nen der am betrachteten Markt teilnehmenden
Anbieter (führt zu einfach verhandelbaren Vertei-
lungsmechanismen für den Kartellgewinn).

Auf Basis dieser Kollusionsfaktoren kann gezeigt
werden, dass diese Bedingungen auf den ÖPNV-
Märkten weitgehend zutreffen. In Österreich treten
die verkrustete Anbieterstruktur, innerhalb derer die
Marktteilnehmer einander gut kennen, und die gänz-
liche Abwesenheit von Neueinsteigern aus dem Aus-
land als destabilisierende Kraft von außen, als
zusätzliche kartellfreundliche Faktoren hinzu. Das
Auftreten von Submissionskartellen ist daher in
Österreich besonders wahrscheinlich16) und verdient
daher besonderer Beachtung.

Mit welchen Maßnahmen können Kartellabsprachen
abgewendet werden? Kartelle sind dann ein Pro-
blem, wenn sie nicht aufgedeckt und sanktioniert
werden können. Diese Möglichkeit besteht aber, da
die AT durch gemeinsame Datenerfassung und -aus-
wertung zu Informationen über das Bieterverhalten
gelangen und systematische Muster erkennen kön-
nen (Kartellregister). Zusätzlich bedarf es hoher
Strafen, welche grundsätzlich im Rahmen des Kar-
tellrechts auch vorgesehen sind. Vor allem aber muss
die ausschreibende Behörde in der Lage sein, den
erwarteten Preis selbst gut einschätzen zu können
um signifikante und systematische Abweichungen
aufdecken zu können. Fundamental ist die Aufrech-
terhaltung des Wettbewerbs durch Maßnahmen, die
die Bieterzahl erhöhen17). Zulässige Weitergaben
von Teilleistungen an Subauftragnehmern sind im
Ausschreibungswettbewerb heikel und bedürfen
besonderer Vorsicht18). Qualitätswettbewerbe mit
ihrem multidimensionalen Selektionskriterien
erschweren überdies Kartellvereinbarungen enorm.

4.2 Der “Fluch des Gewinners”

Im Ausschreibungsverfahren kalkulieren die Bieter
ihre Kosten gemäß der Leistungsbeschreibung und i.
d. R. gewinnt das Angebot mit der geringsten Preis-
forderung. Prohibitiv hohe Informationskosten
bewirken jedoch, dass Irrtümer bezüglich der
zugrunde liegenden „richtigen“ Bietparameter auf-
treten können. Die Logik der geschlossenen Erst-
preisauktion selektiert bei gegebenen individuellen
Irrtumswahrscheinlichkeiten jedoch jenen Bieter als
zukünftigen Betreiber, der sich am meisten in Bezug
auf seine Produktionskosten verschätzt hat und wäh-
rend der Vertragslaufzeit die eigenen Produktionsko-
sten nicht zu decken imstande ist19). Im Ergebnis
führt dies nicht nur zu unbefriedigenden Ergebnissen
auf beiden Seiten, sondern kann im Extremfall auch
zur Insolvenz des Betreibers führen. Für den AT ist
eine derartige adverse selection mit umgekehrten
Vorzeichen vor allem aus zwei Gründen problema-
tisch:

* die Versorgung des Verkehrsraums mit der
gewünschten Leistung ist gefährdet (bzw. nicht
mehr sichergestellt), was der (politischen) Repu-
tation des Aufgabenträgers schadet;

* der Aufgabenträger muss neuerlich Ressourcen
für die Wiederholung des Ausschreibungsverfah-
rens aufwenden.

Zusätzlich sind Nachverhandlungen über zusätzliche
Zuschüsse zu erwarten, die möglicherweise im Bud-
get des Bestellers nicht vorgesehen sind. Nach
BECK (2006, S. 32) ist das Auftreten des Fluches
insbesondere mit i) unterschätzter betrieblicher
Komplexität (v. a. im SPNV), ii) überschätztem
Fahrgelderlöspotenzial im Fall eines Nettovertrages,
iii) Überschätzung der eigenen Leistungsfähigkeit
im Zusammenhang mit Bonus-Malus-Regelungen
sowie iv) unterschätzten Preissteigerungen der Pro-
duktionsfaktoren zu assoziieren.

Notwendige Vermeidungsstrategien rücken einmal
mehr die Fähigkeiten des Bestellers in den Vorder-
grund, auffällig optimistische Angebote durch
Eigenkalkulationen identifizieren zu können (Prü-
fung der Auskömmlichkeit20)). Fest steht, dass der
Vertragsgeber die Fähigkeit der VU zur Berechnung
des „richtigen“ Erwartungswertes mit der Güte und
Dichte der von ihm zur Verfügung gestellten Infor-
mationen fördern oder hemmen kann. Die Beabsich-
tigung einer Nettobestellung erfordert daher ein
hohes Maß an Güte- und Dichte der den Bietern
bereitgestellten Informationen über alle nachfragere-
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levanten Indikatoren. Grundsätzlich müssen in
Bezug auf die Gefahr des Fluchs des Gewinners dem
Altbetreiber erhebliche Informationsvorsprünge
gegenüber dem Besteller und den Bietern einge-
räumt werden. Ferner werden mit steigender Erfah-
rung der VU im Ausschreibungsmarkt Lernkurven-
effekte erwartet, die das Risiko von Fehlkalkulatio-
nen verringern. Aufgrund der Zuerkennung einer
höheren Gewinnspanne in der Zweitpreisauktion,
hat diese gegenüber dem Fluch des Gewinners eine
dämpfende Wirkung.

5. Erfahrungen

Zur weiteren Vertiefung der Erkenntnisse über Aus-
schreibungen im ÖPNRV wurden dokumentierte
Erfahrungen aus Deutschland, den Niederlanden,
Dänemark, den USA sowie zahlreiche weitere und
hier nicht explizit genannte Einzelerfahrungen ana-
lysiert. Ein umfassender Überblick über Ausschrei-
bungserfahrungen mit Informationen gleicher Güte
und Dichte existiert nicht. Aufgrund der sensiblen
Natur des Themas ist die Auskunftsbereitschaft ent-
sprechend gering21). Eine zufriedenstellende Urteils-
bildung über die Ausschreibung als Effizienzsteige-
rungsinstrument im Öffentlichen Verkehr ist daher
kaum möglich.

Über Einsparungseffekte bei Erstausschreibungen
wurden Werte in einer Spannweite von 5–50%22)

veröffentlicht, sodass sich in der Fachliteratur der
relativ grobe Wert von 30 %-Punkten verbreitet hat.
Als Einflussfaktoren möglicher Kostensenkungen
konnten die Losgröße, die Wettbewerbsintensität,
die Verfahrenskosten sowie sämtliche risikozu-
schlagsbildende Faktoren identifiziert werden. Hin-
weise auf eine strukturelle Ineffizienz der Ausschrei-
bung konnten nicht gefunden werden, obwohl insbe-
sondere die aus reinen Bruttobestellverfahren resul-
tierende Überkapitalisierung aus theoretischer Sicht
sogar zu einer Kostenvervielfachung führen müsste.
Ob die in der Praxis oftmals beobachten Preissteige-
rungen bei Folgeausschreibungen auf Konzentra-
tionseffekte der Anbieterstruktur zurückzuführen
sind, kann derzeit empirisch nicht belegt werden.
Sehr wahrscheinlich sind jedoch auch gestiegene
Qualitätsanforderungen der Besteller sowie erst spä-
ter berücksichtigte Valorisierungen der Zuschüsse
für die Kostensteigerungen verantwortlich. Verengte
Anforderungen an die Beschaffenheit der Fahrzeuge
dürften als weiterer Grund gezählt werden23). Die
Vergabe- und Kontrollkosten sind bezogen auf die

Vertragslaufzeit fix, eine Kostendegression mit
zunehmender Erfahrung des Bestellers (Standardi-
sierung) sowie im Fall längerer Vertragslaufzeiten
wird weitgehend bestätigt.

Tatsächlich weisen internationale Erfahrungen auf
Konzentrationseffekte in der Unternehmensstruktur
und auf abnehmende Bieterzahlen je Ausschrei-
bungsrunde hin. Eine Vergrößerung der Betriebsgrö-
ßen im Transportsektor ist in Österreich unumgäng-
lich, da einerseits die extrem kleine Betriebsgrößen-
struktur – deren Entstehen erst auf die subventio-
nierte Beförderung von Schülern zurück zuführen ist
– unmöglich wettbewerbsfähig sein kann. Anderseits
ist die Abhängigkeit von nur einem marktbestim-
menden Unternehmen in Österreich derzeit enorm
unzufriedenstellend.

Nur in einer Minderheit von Ausschreibungen wer-
den den Unternehmen substanzielle Gestaltungsfrei-
heiten eingeräumt. Ursachen dürften einerseits in der
(mit bisher schlechten Erfahrungen mit überwiegend
verstaatlichten Unternehmer begründbaren) Skepsis
gegenüber der unternehmerischen Leistungsfähig-
keit, anderseits der höheren Praktikabilität des Brut-
tobestellverfahrens liegen. Zusätzlich spricht offen-
sichtlich die verbreitet unergiebige Nachfrage im
öffentlichen Verkehr für eine höhere Erlösrisikobe-
teiligung des Bestellers. Aus den Niederlanden wer-
den gute Erfahrungen mit Verhandlungsverfahren
sowie Konsultationen mit den Verkehrsunternehmen
während der Vorbereitszeit berichtet (vgl. VAN DE
VELDE, 2006, S. 13). Allgemein werden von den
Unternehmen größere Gestaltungsfreiheiten
gewünscht.

Der von Arbeitnehmer-Interessensvertretungen vor-
gebrachte Vorwurf, dass das Fahrpersonal durch
Wettbewerb dauerhaft schlechter gestellt wird, kann
auf Grundlage der Beobachtungen nicht entkräftet
werden, zumal in der Konstellation eines reinen
Preiswettbewerbs kaum wesentliche alternative Ein-
sparungsmöglichkeiten gegeben sind. Freilich ist
hier darauf hinzuweisen, dass die historisch begrün-
deten, zahlreichen "besonderen Beschäftigungsver-
hältnisse" im öffentlichen Verkehr diesen Eindruck
verstärken. Die Aufgabenträger können (und sol-
len24)) in den Verdingungsunterlagen signalisieren,
dass sie eine soziale Verantwortung wahrnehmen.
Grundsätzlich kann diesbezüglich jedoch auf eine
juristische Infrastruktur zurück gegriffen werden,
allfällige Lücken bedürften jedoch einer Anpassung.
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6. Schlussfolgerung
Effizienzsteigerungen und Kostensenkungspotenzia-
le durch Ausschreibungen im Öffentlichen Verkehr
können in dem Ausmaß erwartet werden, in wel-
chem die Leistungsbeschreibung betriebsindividuel-
le Produktivitätssteigerungen durch die VU gestattet.
Eine strenge Anwendung des Bruttobestellprinzips
lässt langfristig Ineffizienzen erwarten. Ursachen
sind die Informationsverluste über betriebsindivi-
duelle Optimierungsmöglichkeiten an der Schnitt-
stelle VU-Besteller, die Dominanz politisch moti-
vierter Angebotsplanung sowie die Regulierungsko-
sten zur Unterbindung von qualitätsmindernden
Opportunismus der VU. Weil jedoch unvollständige
Information über die Erlösstruktur sowie die oftmals
unergiebige Nachfrage auch für eine stärke Risiko-
beteiligung öffentlicher Rechtsträger sprechen, kann
eine verengte Diskussion über das Bestellarrange-
ment keine zufrieden stellenden Ergebnisse liefern.
Mindestoptimal kann aber ausschließlich ein Entloh-
nungsschema sein, welches im Rahmen einer Ergeb-
nisbeteiligung gute Leistungen stimuliert.

Die Kosten für die Verfahrensdurchführung stellen
dabei den Preis für eine transparente Entscheidung
über den Einsatz öffentlicher Mittel in einem forma-
lisierten Verfahren dar, dessen Entscheidungskrite-
rien den Bietern bekannt sein müssen. Eine systema-
tische Grobevaluierung dieser Kosten wird ausdrük-
klich empfohlen. Insgesamt eröffnet die öffentliche
Ausschreibungen von Verkehrsdienstleistungen die
Möglichkeit, durch den institutionalisierten Markt-
zugang Dritter das Anstrengungsniveau der VU sig-
nifikant zu erhöhen. Gleichzeitig gewährleistet das
Vergaberegime eine hohe Stabilität sowie effektive
Möglichkeiten der Qualitätssteuerung.

Eine eindeutig optimale Strategie hinsichtlich der
Gestaltung der Ausschreibung lässt sich nicht identi-
fizieren, diese ist situationsbezogen. Vor dem Hinter-
grund gesamtwirtschaftlicher Überlegungen ist
jedenfalls eine möglichst hohe Integration unterneh-
merischer Planungsverantwortung zu empfehlen.
Denn die Gefahr einer neuen Regulierungswut im
Zusammenhang mit der Durchführung von Aus-
schreibungen ist groß. Wenn jedoch die ausschrei-
benden Behörden im zunehmenden Ausmaß unter-
nehmerische Aufgaben und Risken an sich binden,
wird die Frage zu beantworten sein, was die öffent-
liche Ausschreibung gegenüber einer Leistungsbe-
reitstellung in Gestalt öffentlicher Unternehmen
neues brächte?

1) Ein Linienbündel ist eine bestimmte Anzahl von Strecken
und entspricht dabei einer Teilnetzgröße eines regionalen
Verkehrsnetzes.

2) Vgl. BERECHMAN, 1993, S. 291: „A fundamental problem
in the design of a competitive tendering process,…,how to
define an optimal bundle of service to be tendered” .

3) „Marktmacht bezeichnet die Fähigkeit eines Unternehmens
(oder einer Gruppe von Unternehmen, die zusammenarbei-
ten), den Preis dauerhaft über das Wettbewerbsniveau zu set-
zen und dabei Gewinne zu erzielen“ (vgl. KNIEPS, 2001, S.
6).

4) Eine interessante Möglichkeit von signalling besteht in der
Selbstselektion. In der Agglomeration Kopenhagen lässt man
etwa die Bieter einen aus drei gestaffelt hohen Vertragsstra-
fensätze selbst auswählen. Je leistungsfähiger das Unterneh-
men, desto höhere Vertragsstrafen wird dieses auswählen
(vgl. Haubitz, 2004, S.32).

5) Die Unvollständigkeit von Verträgen aufgrund begrenzter
Information ist eine der zentralen Annahmen der Transak-
tionskostentheorie (vgl. Schumann et al., 1999, S. 473).

6) Dabei sind die kontrollierten Angebotsmerkmale nach ihrer
physischen Messbarkeit zu unterscheiden. Während die
Pünktlichkeit technisch gemessen werden kann, sind Merk-
male hinsichtlich der Kundenzufriedenheit durch Kundenbe-
fragungen oder geschulten Testern (mystery shoppers) zu
evaluieren.

7) LEHMANN (2000, S. 207) begründet dies damit, dass
schlechte Reihungen im Rahmen eines Benchmarkings nicht
nur „an das Ehrgefühl des Managements appellieren“, son-
dern auch „die persönlichen Karriereaussichten der Manager
auf der Koordinationsebene“ beschränken.

8) Die gesetzliche Abschreibungsdauer für Linienbusse beträgt
8 Jahre, jene für Schienenfahrzeuge 25 Jahre.

9) Im ÖPNV bedeutet dies die Bereitstellung einer ‚Verkehrs-
dienstleistung, die sich an den Erwartungen und Erfordernis-
sen der Kunden orientiert und deren Nutzenniveau positiv
beeinflusst, und zwar im Zeitraum vor, nach und während des
Beförderungsvorganges.

10) Eine solche unerwünschte Nebenwirkung trat in Österreich
mit der Einführung der Alteinnahmengarantie ein. Diese
wurde den VU als Einstiegsanreiz in die damals gegründeten
Verkehrsverbünde gewährt, da die Verbundfahrpreise gerin-
ger als die als die Fahrscheinpreise („Haustarif“) der VU
angesetzt waren. Die Alteinnahmengarantie wirkte wie eine
Versicherung die bewirkte, dass trotz gravierender Qualitäts-
absenkungen die Kosten auf jedem Niveau gedeckt waren.

11) Zunächst kann sich dies in einen Nachfragerückgang zu
Lasten der Erlöse des Bestellers auswirken, langfristig kann
jedoch die Reputation des Bestellers oder des politischen
Aufgabenträgers auf dem Spiel stehen.

12) Dazu gehören einerseits sämtliche Eigenschaften von ÖV-
Verkehren, zu denen Nachfrageinterdependenzen bestehen.
Innerhalb des ÖV können dies Minderleistungen zubringen-
der VU, Zu- und Abbestellungen des Aufgabenträgers usw.
sein. Weitere Risken ergeben sich durch mögliche Änderun-
gen bei wichtigen Verkehrserregern (Schließung von
Betriebs- und Schulstandorten) sowie zufallsbedingten
Erreignissen im Allgemeinen. Anderseits stellen selbstver-
ständlich auch alle jene Verkehre, zu denen eine Substitu-
tionskonkurenz besteht ein (Erlös-)Risiko dar. Insbesondere
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gilt dies für Maßnahmen für den Motorisierten Individualver-
kehr.

13) Gemeint sind Standards wie Anschlusssicherheit und Ver-
bundtarife. Diese verursachen bei den Kunden des Nahver-
kehrsnetzes geringere Zeit- Such- und Informationskosten,
was die tragende Idee der Verbundgründungen darstellt.

14) Im ÖPNV sind die Linienführung- und Länge, die daraus
abgeleitete Reisezeit, die Einsatzproduktivität resultierend
aus Steh- und Fahrzeit, die Fahrzeugart- und Kapazität, der
Fahrplantakt, die Knotenkonfiguration (Anschlüsse) und
gegebenen Kooperationsmöglichkeiten (z. B. im Rahmen von
Subaufträgen) die wichtigsten Einflussfaktoren der betriebs-
wirtschaftlichen Kostenoptimierung (vgl. FREDRICH, 2003,
S. 49)

15) Zudem werfen im regionalen Angebotsmonopol Innovation
und kostenminimale Produktion zu geringe Gewinne ab, wes-
wegen aus theoretischer Sicht eine Wohlfahrtsminderung
erwarten werden muss (vgl. FINSINGER, 1991, S. 194).

16) Vor allem dann, wenn die auszuschreibenden Lose klein
gehalten werden und so der Wettbewerb auf einander bekann-
te, lokale Bieter begrenzt wird.

17) Etwa durch eine Europaweite Ausschreibung, durch modera-
te Vergabelose

18) Ein generelles Verbot kann jedoch mit dem Ziel, eine lokal
verankerte Klein- und Mittelbetriebslandschaft aufrechtzuer-
halten, in einen Zielkonflikt treten.

19) In der Auktionstheorie wird dies auf die Kalkulation der Biet-
strategie auf Grundlage des fälschlicherweise ex ante erwar-
teten Gewinns anstelle des ex post erwarteten Gewinns
zurückgeführt (vgl. KRÄKEL, 1992, S. 89).

20) In Hessen wird davon ausgegangen, dass die Auskömmlich-
keit bei Abweichungen der Gebote von der eigenen Schät-
zung um 15% nicht mehr gegeben ist (HESSISCHER
LANDTAG, 2005a, S. 32). Hierbei handelt es sich jedoch um
eine regulierungsähnliche Tätigkeit (price cap) und es wäre
einzuwenden, dass die öffentliche Ausschreibung als Instru-
ment zu einer Regulierungsflut führt.

21) Generell gilt dass tendenziell nur Erfolgreiche von ihren Aus-
schreibungsergebnissen berichten und weniger erfolgreiche
schweigen, wodurch also nur gute Erfahrungen offenbart
werden.

22) Relativwerte sind hier freilich ohne genauer Kenntnis der
Ausgangsniveaus vorwettbewerblicher Bestell-Entgelte
wenig zweckdienlich. Informationen über Absolutwerte wer-
den jedoch kaum preisgegeben.

23) In Dänemark war sogar von einem "zusammenbrechenden
Gebrauchtwarenmarkt" die Rede, was auf zu enge Fahrzeug-
anforderungen zurückgeführt wurde.

24) Soziale Härten spielen in der öffentlichen Wahrnehmung eine
große Rolle. Aus diesem Grund sollte dieses Thema aktiv
angegangen werden.
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